
Werden Bauleistungen von einem im Inland ansässigen Unternehmer im Inland erbracht, ist 

der Leistungsempfänger Steuerschuldner, wenn er Unternehmer ist und selbst Bauleistungen 

erbringt (§ 13b Abs. 5 Satz 2 UStG). Darüber hinaus muss der Leistungsempfänger die an ihn 

erbrachte Bauleistung seinerseits zur Erbringung einer derartigen Leistung verwenden; auf 

den Anteil der vom Leistungsempfänger ausgeführten Bauleistungen an den insgesamt von 

ihm erbrachten steuerbaren Umsätzen kommt es dagegen nicht mehr an. 

Dem leistenden Unternehmer steht es frei, den Nachweis mit allen geeigneten Belegen und 

Beweismitteln zu führen, aus denen sich ergibt, dass der Leistungsempfänger ein 

Unternehmer ist, der die an ihn erbrachte Bauleistung seinerseits zur Erbringung einer 

derartigen Leistung verwendet. Legt der Leistungsempfänger dem leistenden Unternehmer 

eine im Zeitpunkt der Ausführung einer Bauleistung gültige Freistellungsbescheinigung nach 

§ 48b EStG ausdrücklich für umsatzsteuerliche Zwecke für diesen Umsatz vor, gilt diese als 

Indiz dafür, dass der Leistungsempfänger die an ihn erbrachte Leistung seinerseits für eine 

Bauleistung verwendet. 

Der Leistungsempfänger ist für an ihn erbrachte, in § 13b Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 UStG genannte 

Leistungen nicht Steuerschuldner, wenn er diese nicht unmittelbar zur Erbringung eigener 

Bauleistungen verwendet. Die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers gilt deshalb 

vor allem nicht für Nichtunternehmer sowie für Unternehmer mit anderen als den 

vorgenannten Umsätzen, z.B. Baustoffhändler, die ausschließlich Baumaterial liefern, oder 

Unternehmer, die ausschließlich Lieferungen - und keine Werklieferungen im Sinne des § 3 

Abs. 4 UStG - erbringen, die unter das GrEStG fallen. Bei Unternehmern (Bauträgern), die 

sowohl Umsätze erbringen, die unter das GrEStG fallen, als auch, z.B. als 

Generalunternehmer, Bauleistungen im Sinne von § 13b Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 UStG, sind die 

allgemeinen Grundsätze ebenfalls anzuwenden. 

Damit gilt bei Bauträgern, dass hier die Steuerschuldnerschaft nur dann auf den 

Leistungsempfänger (Bauträger) übergeht, wenn dieser auch eigene Bauleistungen erbringt 

und nicht nur als Generalunternehmer auftritt ohne Erbingung eigener Bauleistungen. 

 

Als Nachweis im Sinne des Satzes 1 gilt eine schriftliche Bestätigung des 

Leistungsempfängers (im Werk- oder Werklieferungsvertrag oder gesondert, unter Nennung 

des konkreten Bauvorhabens), dass er die vom leistenden Unternehmer zu erbringende 

Leistung für eine von ihm selbst zu erbringende Bauleistung verwendet. Bestätigt der 

Leistungsempfänger dem leistenden Unternehmer, dass er die an ihn erbrachte Bauleistung 

für eine von ihm selbst zu erbringende oder erbrachte Bauleistung verwendet, ist der 

Leistungsempfänger auch dann Steuerschuldner, wenn er die Leistung tatsächlich nicht zur 

Ausführung einer Bauleistung verwendet; dies gilt nicht, wenn der leistende Unternehmer von 

der Unrichtigkeit der Bestätigung Kenntnis hatte. 

 

Bisherige Regelung: 

Nach § 13b Abs. 5 Satz 6 UStG ist ein Unternehmer, der die Voraussetzungen des § 13b Abs. 

5 Satz 2 bzw. Satz 5 UStG erfüllt, als Leistungsempfänger bei Bauleistungen und 

Gebäudereinigungsleistungen auch dann Steuerschuldner, wenn die Leistung für den 

nichtunternehmerischen Bereich erbracht wird. Aufgrund des o. a. BFH-Urteils vom 22. 

August 2013 gehen diese Regelungen nunmehr insoweit ins Leere.  

 

Zusammenfassend ist also zu sagen, dass nunmehr entscheidend ist, ob der 

Leitungsempfänger die Bauleistung weiter veräußert und auch selbst tatsächlich auf der 

Baustelle Leistungen erbringt. 

Wenn der Leitungsempfänger die Bauleistung für sich selbst verwendet, z.B. für sein eigenes 

Gebäude, gilt § 13b UStG nicht mehr, d.h. die Rechnung ist mit Umsatzsteuer zu stellen. 



Auch wenn der Empfänger keine eigenen Bauleistungen auf der Baustelle erbringt, ist 

ebenfalls mit Umsatzsteuer abzurechnen. 

 

Gleiches gilt weiterhin, wenn der Leitungsempfänger kein Bauunternehmer ist. 


